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Gemäß § 556 Abs. 1 S. 1 BGB können die Vertragsparteien eines Mietvertrages verein-

baren, dass der Mieter die Betriebskosten trägt. 

Zu den Betriebskosten gehören nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 BetrKV1 (Anlage 1) auch die lau-

fenden öffentlichen Lasten des Grundstücks, namentlich die Grundsteuer. Der Vermie-

ter kann die Grundsteuer des Grundstücks also auf den Mieter umlegen. 

Bei Mietverhältnissen über preisfreien Wohnraum und Gewerberaum bedarf die Umla-

ge von Betriebskosten einer ausdrücklichen, inhaltlich eindeutigen Vereinbarung. Die 

Formulierung, der Mieter habe anteilig „alle mit dem Mietobjekt verbundenen Betriebs-

kosten“ zu tragen, enthält nicht eindeutig die Verpflichtung zur Tragung der Grundsteu-

er durch den Mieter.2 

Hat das Finanzamt rückwirkend die Grundsteuer erhöht, kann der Vermieter eine dem 

Mieter schon zugegangene Betriebskostenabrechnung berichtigen.3 Dies gilt allerdings 

nur soweit das Jahr der Berichtigungserklärung oder das diesem vorangegangene Jahr 

von der Erhöhung betroffen ist.4 Bei einer nachträglichen Festsetzung der Grundsteuer 

kann der Vermieter eine schon bezahlte Betriebskostenabrechnung um diese Position 

ergänzen, auch wenn die Abrechnung keinen Vorbehalt hinsichtlich einer möglichen 

Nachbelastung enthielt.5 

Nach § 556 Abs. 4 BGB ist eine von § 556 Abs. 1 BGB zum Nachteil des Mieters ab-

weichende Regelung unwirksam. Dies bedeutet, dass eine Vereinbarung der Umlage 

von Kosten, die nicht als Betriebskosten unter § 2 BetrKV fallen, unwirksam ist.6 Sol-

che Kosten können nur als Kalkulationsposten des Vermieters in der Miete enthalten 

sein. 

Sofern die Grundsteuer aus den Betriebskosten herausgenommen werden soll, müsste 

die Betriebskostenverordnung demnach geändert werden. Hierzu wäre eine klarstellen-

de Regelung in § 2 Abs. 1 Nr. 1 BetrKV denkbar, z.B. „Betriebskosten sind die laufen-

den öffentlichen Lasten des Grundstücks mit Ausnahme der Grundsteuer.“ 
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